Pressemitteilung zu "Pro Reli" vom 8. September 2008


Sehr geehrte Damen und Herren,

anbei übermittle ich Ihnen eine Pressemitteilung des katholischen Theologen Josef Göbel und der evangelischen Theologin Ruth Priese für eine christliche Gruppe nebst einem Brief, der derzeit an alle Gemeinderäte der Kirchengemeinden in Berlin versandt wird. Die christliche Gruppe ist seit Kurzem Mitglied der Initiative Pro Ethik. Kontaktdaten der Gruppe finden sich am Ende dieser E-Mail.

Mit freundlichen Grüßen

Gerd Eggers
Koordinator Pro Ethik
______________________________________________________________________________

"Aus christlicher Herkunft                                                                         
in eine gemeinsame Zukunft“
c/o Josef Göbel und Ruth Priese
 

Pressemitteilung


Informationsblatt „Für den Erhalt des alle Kinder verbindenden Ethikunterrichts...“ und Anschreiben an die Vorsitzenden der Gemeinderäte aller Kirchengemeinden in unserer Stadt

Die von fast allen Berliner Kirchengemeinden unterstützte Kampagne der Initiative „ProReli“ hat bekanntlich das Ziel, auf dem Weg über ein Volksbegehren das gemeinsame Unterrichtsfach Ethik in Berlin als solches wieder abzuschaffen und stattdessen einen Wahlpflichtbereich einzuführen. Dabei hätten die Jugendlichen zu wählen zwischen verschiedenen Religions-, Weltanschauungs-  o d e r  dem Ethikunterricht. 

D.h.die jungen Menschen aus unterschiedlichen religiösen und kulturellen Traditionen würden zu zentralen Lebensthemen in homogene Gruppen aufgeteilt und hätten wenig Veranlassung, das Gespräch miteinander und das Hören aufeinander, also Integration einzuüben.

Um der damit drohenden Gefahr einer Separierung der Kinder und Jugendlichen in den Schulen entgegenzuwirken und um die einseitige Argumentation und lückenhafte Information der Bevölkerung durch ProReli zu vervollständigen, hat sich in Berlin eine Gruppe von bisher etwa zwanzig Menschen „aus christlicher Herkunft...“ zusammengefunden. Wir sind dabei, anliegendes Blatt mit Auszügen aus der Begründung des Bundesverfassungsgerichtes an alle Vorsitzenden der Gemeinderäte mit der Bitte um Verbreitung in ihren Gemeinden und Arbeitsbereichen zu versenden. Denn leider wird die Karlsruher Begründung, welche den Sinn des gemeinsamen Ethikunterrichts überzeugend beschreibt, in der Argumentation von ProReli völlig ausgeblendet.

für die Gruppe gez.
Ruth Priese und Josef Göbel

„Aus christlicher Herkunft                                                      Berlin, im September 2008
in eine gemeinsame Zukunft“
c/o Josef Göbel, Knaackstr. 23
10405 Berlin

An die Vorsitzenden der Gemeinderäte
der Berliner Kirchengemeinden
mit der Bitte um Weitergabe
an die Pfarrerinnen und Pfarrer,
an alle kirchlichen Mitarbeiterinnen und -Mitarbeiter
sowie an alle Gemeindeglieder


Sehr geehrte Damen und Herren,
hiermit übergeben wir Ihnen einige Textauszüge der bedeutsamen Sicht des  Bundesverfassungsgerichtes zur Situation an den Berliner Schulen nach Einführung des gemeinsamen Unterrichtsfaches Ethik für alle Kinder und Jugendlichen im Jahr 2006 – im Sinne eines Flugblattes. In der Regel beachten wir ja gern diese Urteile. In dieser Frage haben wir aber leider den Eindruck gewonnen, dass „ProReli“ sehr einseitig und nicht aus der Verantwortung für alle Kinder und Jugendlichen in unserer Stadt für ein Volksbegehren argumentiert.

Auch bei der jetzt gültigen Regelung haben alle Jugendlichen der Klassen 7-10 ebenso wie in den Klassen 1-6 die Möglichkeit, zusätzlich an einem der verschiedenen Angebote eines zu 90% vom Senat finanzierten Religions- oder Weltanschauungsunterrichts teilzunehmen. Das scheint uns dem Charakter von Unterweisung in bekennendem Glauben auch angemessener als in einem (Wahl-)Pflichtfach. Die Kinder aus christlichen Elternhäusern besuchen ja entsprechend ohnehin in diesem Alter den Konfirmanden- oder den Firmunterricht.

Deshalb bitten wir Sie herzlich, dieses Blatt in Ihrer Gemeinde ebenso zu verbreiten wie die Werbematerialien von „ProReli“. 

Mit freundlichem Gruß
...................................(Hildegard Hoffmann)
................................... (Josef Göbel)
.....................................(Ruth Priese)
.....................................(Hans Simon)



Für den Erhalt des a l l e Kinder                                         Berlin, im September 2008
verbindenden Ethikunterrichts Berlin

An alle Mitglieder der Berliner Kirchengemeinden und ihrer Gemeinderäte

Angesichts des Bemühnes von „ProReli“, in den kommenden Wochen und Monaten um Ihre Unterschrift zu werben für ein Volksbegehren zur Abschaffung des gemeinsamen und verpflichtenden Ethikunterrichts für alle Jugendlichen der Klassen 7-10 und zur Einführung eines „Wahlpflichtbereiches“ Ethik/Religions- o d e r Weltanschauungsunterricht, geben wir Ihnen zur Kenntnis: Nach Einführung des Ethikunterrichts für die Klassen 7-10 in Berlin 2006 haben Eltern dagegen beim Bundesverfassungsgericht prozessiert. Die Beschwerde wurde 
nicht angenommen - mit folgender Begründung (Auszüge):

„Die Offenheit für eine Vielfalt von Meinungen und Auffassungen ist konstitutive Voraussetzung einer öffentlichen Schule in einem freiheitlich-demokratisch ausgestalteten Gemeinwesen. Sucht der Landesgesetzgeber im Wege der praktischen Konkordanz einen schonenden Ausgleich zwischen den Rechten der Schüler und Eltern aus Art.4 Abs.1 und Art.6 Abs.2 GG sowie dem Erziehungsauftrag des Staates aus Art.7 Abs. 1 GG (...), so darf er dabei auch der Entstehung von religiös oder weltanschaulich motivierten “Parallelgesellschaften” entgegenwirken (...)."

"Integration setzt nicht nur voraus, daß die religiös oder weltanschaulich geprägte Mehrheit jeweils anders geprägte Minderheiten nicht ausgrenzt; sie verlangt auch, dass diese sich selbst nicht abgrenzt und sich einem Dialog mit Andersdenkenden und Andersgläubigen nicht verschließt. Dies im Sinne gelebter Toleranz einzuüben und zu praktizieren, kann für den Landesgesetzgeber eine wichtige Aufgabe der öffentlichen Schule sein."

"Die Fähigkeit aller Schüler zu Toleranz und Dialog ist eine Grundvoraussetzung für die spätere Teilnahme nicht nur am demokratischen Willensbildungsprozess, sondern auch für ein gedeihliches Zusammenleben in wechselseitigem Respekt auch vor Glaubensüberzeugungen und Weltanschauungen (....)."

"Der Ethikunterricht in seiner konkreten Ausgestaltung zielt (...) auf die Ausbildung einer dialogischen Gesprächskultur, in der Konsens angestrebt und Dissens akzeptiert und ausgehalten wird (...)."

"Angestrebt wird mithin, dass sich Schüler auch unterschiedlicher Religionszugehörigkeit und Weltanschauung untereinander über Wertfragen austauschen. Angesichts dieser Unterrichtsziele durfte der Berliner Landesgesetzgeber im Ergebnis davon ausgehen, bei einer Separierung der Schüler nach der jeweiligen Glaubensrichtung und einem getrennt 
erteilten Religionsunterricht sowie einer Aufspaltung der Unterrichtsgegenstände auf verschiedene andere Fächer oder der Möglichkeit der Abmeldung von einem Ethikunterricht könne den verfolgten Anliegen im Lande Berlin möglicherweise nicht in gleicher Weise Rechnung getragen werden wie durch einen gemeinsamen Pflicht-Ethikunterricht.“ 
(1BvR 2780/06)

Angesichts dieser wegweisenden Einschätzungen der Situation in Berlin möchten wir Sie bitten, Ihre Bereitschaft zur Unterschrift für „ProReli“ gut zu überdenken.

Für weiteres Informationsmaterial „ProEthik“ oder für Gesprächsveranstaltungen zum Thema stehen Ihnen u.a. zur Verfügung:

Hildegard Hoffmann, evgl. Theologin, langjährig tätig als Katechetin in 
Berlin, 10318 Berlin, Heiligenberger Str. 20, Tel. 50179996

Hans Simon, bis 1997 Pfarrer der Zionskirchgemeinde Berlin, 14929 
Berlin, Potsdamer Chaussee 31c,Tel. 030/80404512,
e-mail: Simon.berlin@t-online.de

Ruth Priese, evgl. Theologin , 12555 Berlin, Hämmerlingstr. 95, Tel. 
030/6574230, e-mail: _ruthpriese@gmx.de <mailto:ruthpriese@gmx.de>_;

Josef Göbel, kath. Theologe, 10405 Berlin, Knaackstr. 23, Tel. 
030/4426127, e-mail: _josefgoebel@web.de <mailto:josefgoebel@web.de>
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